
N i e d e r s c h r i f t  

über die 15. Sitzung des Stadtrates 
am 28.06.2001 im Großen Sitzungssaal des Neuen Rathauses 

An der Sitzung nehmen folgende Stadtverordnete (StV) bzw. Sachkundige Bürgerinnen / Bürger (SB) teil: 

 
Schmitz, Peter, 1. stellv. Bürgermeister  16:15 - 17:30 
Marquardt, Martin, 2. stellv. Bürgermeister  
Anhalt, Wolfgang, StV  
Beck, Dr. Friedhelm, StV  
Beginn, Arnold, StV  
Behrens-Hommel, Eva, StV  
Birx, Michael, StV  16:00 - 18:20 
Bochem, Hans-Peter, StV  
Bongartz, Hubert, StV  
Borowski, Helma, StV  
Capellmann, Peter, StV  
Doose, Friederike, StV  
Esser-Faber, Margarete, StV  
Fink, Ulrike, StV  
Fitting, Hans Willi, StV  
Frey, Heinz, StV  abwesend 
Friedrich, Egbert, StV  
Granderath, Bernd, StV  
Gruben, Martina, StV  
Gunia, Wolfgang, StV  
Gussen, Erich, StV  
Heck, Rainer, StV  
Hövelmann, Jens, StV  
Hoven, Matthias, StV  
Kieven, Hubert, StV  
Köhne, Franz-Josef, StV  
Kolonko-Hinssen, Eva-Maria, StV  
Lambertin, Servatius, StV  
Lohn, Helmut, StV  
Meyer, Hans, StV  
Müller, Heinz, StV  
Neuenhoff, Claus Hinrich, StV  
Pelzer, Klaus, StV  
Peterhoff, Arnold, StV  
Pott, Hildegard, StV  
Riesen, Karl-Heinz, StV  
Schumacher, Dr. Helmut, StV  
Stauch, Ingrid, StV  
Steufmehl, Helmut, StV  



 - 2 - 

Talarek, Anke, StV  
van Snick, Doris, StV  
Viertmann, Karl, St-V  
 

Von der Verwaltung nehmen an der öffentlichen Sitzung teil: 

Schulz, Martin, Beigeordneter, außer TOP 12.4 
Krause, Joachim,  Dezernent 
Spelthann, Edmund,  Kämmerer 
Friedel, Josef Hugo  Werkleiter der Stadtwerke 
Heinen, Helmut,  Hauptamtsleiter und Schriftführer 
Hentrich, Aggi, Stellv. Personalratsvorsitzende, zu TOP 17a, 17b (öffentlicher Teil) sowie 

TOP 2  (nichtöffentlicher Teil) 
Rehers, Bernhard,  Planungsamtsleiter, zu TOP 12.4 
Rutte-Merkel, Frank,  Bürgermeisterbüro, ab TOP 16 
Müller, Willi   Stellv. Personalamtsleiter, zu TOP 17a 
 
 
Bürgermeister Stommel eröffnet gegen 16.00 Uhr die öffentliche Sitzung, begrüßt die Anwesenden und 
stellt fest, dass die Einladung zu dieser Sitzung fristgerecht zugegangen und der Stadtrat beschlussfähig ist. 
 
Zum Beratungspunkt “Änderung der Rechtsform des Eigenbetriebes “Stadtwerke Jülich” begrüßt der 
Bürgermeister den Vertreter der Firma WIBERA, Herrn Jast. 
 
Der Bürgermeister schlägt vor, die Tagesordnung im öffentlichen Teil um den Beratungspunkt  
 
17a Stellenausschreibung für die Feuerwache Jülich 
 (Vorlage 344/2001) 
 
zu erweitern. Einwendungen hiergegen werden nicht erhoben. 
 
Auf Anregung des Stadtverordneten Köhne wird nach kurzer Aussprache Übereinkunft erzielt, die 
ursprünglich unter TOP 2 des nichtöffentlichen Teils vorgesehene Beratung des Gesellschaftsvertrages der 
Stadtwerke Jülich sowie die Wahl der Vertreter für den Aufsichtsrat der Stadtwerke Jülich GmbH im 
öffentlichen Teil unter TOP 17b vorzusehen. 
 
Die Tagesordnung stellt sich unter Berücksichtigung der vorstehenden Änderungen wie folgt dar: 
 

Tagesordnung: 

A. Öffentlicher Teil 

1. Anfragen 

2. Beschlussfassung über die Durchführug einer Einwohnerfragestunde in der nächsten Sitzung des 
Stadtrates 
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3. 4. Satzung zur Änderung der Satzung über die Unterhaltung der Übergangsheime der Stadt 
Jülich 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 

4. Umstellung der Musikschulentgelte von DM auf EURO 

5. Änderung der Entgeltordnung für das Stadtarchiv Jülich; 
hier: Umstellung auf EURO 

6. Änderung der Entgeltordnung für die Volkshochschule der Stadt Jülich 

7. Änderung der Honorarordnung für die Volkshochschule der Stadt Jülich 

8. 3. Satzung zur Änderung der Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Jülich 

9. Allgemeine Tarifpreise für die Versorgung mit Gas der Stadtwerke Jülich 

10. Feststellung des Jahresabschlusses der Stadtwerke Jülich für das Wirtschaftsjahr 1999 

11. Feststellung des Jahresabschlusses der Stadtwerke Jülich für das Wirtschaftsjahr 2000 

12. Bauleitplanung 

12.1. Überarbeitung des Solarbeschlusses 

12.2. Bebauungsplan Broich Nr. 5 „Apfelblütenweg“, 1. vereinfachte Änderung 
a) Aufstellungsbeschluss 
b) Satzungsbeschluss 

12.3. Vorhaben- und Erschließungsplan Selgersdorf Nr. 5 „Tivolibebauung“, 1. vereinfachte 
Änderung 
a) Aufstellungsbeschluss 
b) Satzungsbeschluss 

12.4. Bebauungsplan Nr. 95 „Am Ellbach“, 2. Änderung 
a) Beschluss gemäß § 9 Abs. 1 c der Hauptsatzung 
b) Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 BauGB 
c) Beschluss über die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

13. Über- und außerplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln 

13.1. Außerplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die Finanzierung der 
Lärmschutzmaßnahmen im Bereich des Zentralen Omnibusbahnhofes 
- Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 

13.2. Außerplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln für den Kauf einer Raum-Tainer-Anlage 

13.3. Einrichtung einer Haushaltsstelle für die Rückerstattung von Bundes- und Landeszuschüssen 

14. Stellungnahme zum Entwurf des Rettungsbedarfsplanes des Kreises Düren 

15. Entwicklung eines TUI-Konzeptes für die Stadt Jülich im Rahmen der verbandsweiten 
Zusammenarbeit mit der KDVZ Rhein-Erft-Rur 
hier: überplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln 

16. Entwicklungsmaßnahme Königskamp II 
- Sachstand Vermarktung und Sachstand Einnahme-/Kostenentwicklung - 

17. Verbraucherausstellung „Jülich live 2001“; 
hier: Schirmherrschaft 
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17a. Stellenausschreibung für die Feuerwache Jülich 

17b. Änderung der Rechtsform des Eigenbetriebes „Stadtwerke Jülich“, hier: Gesellschaftsvertrag 
und Wahl der Vetreter der Stadt Jülich für den Aufsichtsrat der Stadtwerke Jülich GmbH 

B Nichtöffentlicher Teil 

A. Öffentlicher Teil 
 

1. Anfragen 
 

Anfragen des Stadtverordneten Rainer Heck (Nr. 8/2001) vom 10.05.2001 zum Sendemast der 
deutschen Telekom im Stadtteil Stetternich und zum Zugriff auf das Intranet der Stadt Jülich 

 
 Der Anfragetext lautet wie folgt: 
 

Aus gegebenem Anlass möchte ich Sie bitten, mir möglichst kurzfristig spätestens zur Sitzung des 
nächsten Stadtrates auf die im folgenden genannten Punkte Auskunft zu geben: 

 
Anfrage I) Sendemast der deutschen Telekom in Stetternich 

Wie Sie wissen, ist der Sendemast in Stetternich seit geraumer Zeit bei einigen 
Bürgern in Stetternich aus verständlichen Gründen als Gefahrenpotential 
angesehen. Nun kann man als Laie bei der Beurteilung der von solchen 
Einrichtungen ausgehenden Gefahren (E-Smog) sicherlich nur vorsichtige 
Einschätzungen vornehmen. Unstrittig ist jedoch, dass zumindest hinsichtlich der 
Grenzwerte zum Schutz vor Körperschäden durch starke EMF bei vielen noch 
Diskussionsbedarf besteht. Entsprechende Hinweise kann man auch aus der 
Broschüre “Elektromagnetische Felder im Alltag” (Ausgabe Dezember 2000) 
des Landesministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz entnehmen. 
In Stetternich wurden in jüngster Vergangenheit weitere Antennen angebracht  
(E-Plus). Ich bitte um Auskunft hinsichtlich der auordnungsrechtlichen 
Zulässigkeit der Maßnahmen und um Stellungnahme zu den von der Anlage 
ausgehenden Emissionen und den erlaubten Grenzwerten hierzu. 

 
 Stellungnahme: 
 
 Zur o.g. Anfrage nimmt Bürgermeister Stommel wie folgt Stellung: 
 

Die hohe und noch immer steigende Anzahl der Mobilfunknutzer macht einen Ausbau des 
Mobilnetzes notwendig. Es ist also in Zukunft davon auszugehen, dass eine Zunahme der Anzahl 
der Standorte von Mobilfunkanlagen unvermeidbar sein wird. 

 
Hierdurch sind viele Städte und Gemeinden unmittelbar betroffen. Sie sind zum einen dazu 
angehalten, vor Ort beim Aufbau der Infrastruktur mitzuwirken und so den Bürgern und auch der 
Wirtschaft eine einwandfreie Nutzung des Mobilfunknetzes zu ermöglichen. 
Auf der anderen Seite ist es jedoch auch Aufgabe der Kommunen, den Schutz der Bevölkerung 
vor Gesundheitsgefahren zu gewährleisten und möglichst positiv auf die Gestaltung des 
Ortsbildes einzuwirken. 
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Laut Mitteilung des Städte- und Gemeindebundes NRW vom 20. Mai 2001 haben Fragen im 
Zusammenhang mit möglichen Gesundheitsgefahren ausgehend von der Zunahme der Anzahl der 
Mobilfunkanlagen in letzter Zeit in vielen Städten und Gemeinden zu hitzigen Diskussionen und 
erheblichen Problemen geführt - so auch in Stetternich. 
Hierzu ist anzumerken, dass laut einem Urteil des OVG Niedersachsen vom 19.01.2001 
schädliche Umwelteinwirkungen durch Mobilfunksendeanlagen nach dem derzeitigen Stand der 
Wissenschaft nicht nachweisbar sind, wenn die in der 26. Bundesimmissionsschutzverordnung 
enthaltenen Grenzwerte eingehalten werden. 

 
Wesentlicher Grund für diese Probleme ist vor allem die Tatsache, dass die Mobilfunkbetreiber 
zur Zeit nicht (gesetzlich) dazu verpflichtet sind, die betroffenen  
Kommunen rechtzeitig über ihr Ansiedlungsvorhaben zu informieren. Nach geltendem Recht 
müssen sie lediglich 14 Tage vor Inbetriebnahme der jeweiligen Mobilfunkanlage die Stadt bzw. 
die Gemeinde informieren. In Stetternich war dies der Fall. 

 
Gemäß § 65 Abs. 1 Ziffer 18 der Landesbauordnung (BauO NRW) sind Parabolantennen mit 
Reflektorschalen bis zu einem Durchmesser von 1,20 m und bis zu einer Höhe von 10,0 m, 
sonstige Antennenanlagen bis zu einer Höhe von 10,0 m genehmigungsfrei. 

 
Trotzdem ist es verständlich, dass es in den Kommunen und bei den Bürgern zu Mißstimmungen 
und Unruhen kommt, wenn diese erst durch vollendete Tatsachen von der Errichtung oder 
Erweiterung einer Mobilfunkanlage erfahren. 
Hierdurch wird eine Kooperation zwischen den Kommunen einerseits und den 
Mobilfunkbetreibern andererseits von vornherein unmöglich gemacht. 

 
Um diese Problematik einheitlich zu regeln, erarbeitet zur Zeit der Bundesgesetzgeber unter 
Federführung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie auf der Grundlage des 
Gesetzes über Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen (FTEG) eine Verordnung. 
Diese soll dann zukünftig als Rechtsgrundlage für die Erteilung der Standortbescheinigung im 
Zusammenhang mit der Errichtung von Mobilfunkanlagen im Gebiet der Kommune fungieren. 

 
Die Städte und Gemeinden halten im allgemeinen eine frühzeitige  Information über die 
Ansiedlungsvorhaben der Mobilfunkbetreiber für notwendig, um die Möglichkeit zu eröffnen, 
eventuell - in Abstimmung mit den Netzbetreibern - alternative Standorte zu wählen. 

 
Die o.g. Verordnung sollte daher folgende Punkte sicherstellen: 
-  Frühzeitige Information der jeweiligen Stadt/Gemeinde (8 Wochen); 

 - Pflicht des Mobilfunkbetreibers zur Überlassung aller für die Beurteilung der geplanten 
Anlage notwendigen Unterlagen; 

- Pflicht zur Abstimmung mit der Kommune. 
 

Der DStGB hat bereits entsprechende Anliegen an das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie mitgeteilt. 
Ob bzw. inwieweit dieses Anliegen aufgegriffen wird, ist zur Zeit noch nicht abzusehen. Es laufen 
derzeit parallel dazu Gespräche mit den Mobilfunkbetreibern, um eine eventuelle Vereinbarung 
auf freiwilliger Basis zu treffen. In den ersten Gesprächen haben die Betreiber ihre grundsätzliche 
Bereitschaft für eine solche Verbändevereinbarung geäußert. 
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 Anfrage II) Zugriff auf Intranet der Stadt Jülich (hier: Kommunaler Sitzungsdienst) 
 

In der täglichen Arbeit werden von Ihnen und Ihren Mitarbeitern ständig eine große Menge von 
Vorlagen zu den Sitzungen der Ausschüsse und des Rates vorbereitet. Diese Vorlagen sind auch 
im Programm Sitzungsdienst einzusehen. Um die Vorbereitung der Sitzungen auf Seiten der 
Stadtverordneten und sachkundigen Bürger zu erleichtern, erscheint es mir wünschenswert und 
pragmatisch, dass von außen (z.B. Wohnung des StV) auf das Intranet im besonderen “SDWin” 
zugegriffen  werden kann. Damit verbunden könnte auch eine Revision der bereits entschiedenen 
Sachverhalte im Hinblick auf ihre Umsetzung möglich gemacht werden. Ich gehe davon aus, dass 
das auch in Ihrem Interesse - vor dem Hintergrund der Effizienz und Effektivität des 
Verwaltungshandelns - liegt und bitte Sie um Stellungnahme, inwieweit diesem Gedanken in der 
anstehenden Updateversion Rechnung getragen werden kann. 

 
Stellungnahme: 

 
Zu o.g. Anfrage nimmt Bürgermeister Stommel wie folgt Stellung: 

 
Bezgl. des Zugriffs auf das PC-Verfahren SDWIN (Kommunaler Sitzungsdienst) durch 
Stadtverordnete von zu Hause aus ist folgendes geplant: 

 
Während der Sommerferien stellt die Stadtverwaltung intern auf das 32 Bit-Verfahren SDWIN-
Office um. Zunächst müssen jedoch an einzelnen Arbeitsplätzen die hardwaretechnischen 
Voraussetzungen geschaffen werden. Entsprechende Haushaltsmittel sind im Haushalt 2001 
vorgesehen. 

 
Das neue SDWIN-Office bietet mittels eines zusätzlichen Moduls die Möglichkeit, über Internet 
auf die Daten im SDWIN-Verfahren zuzugreifen. 
Zur Zeit befindet sich bei der KDVZ Rhein-Erft-Rur die Stadt Frechen in einem Pilotprojekt. 
Je nach Verlauf dieses Pilotprojektes soll diese Möglichkeit dann zukünftig auch in Jülich 
realisiert werden. 
Im Rahmen des Pilotprojektes sollen u.a. die Funktionalität und insbesondere auch 
datenschutzrechtliche Aspekte näher geprüft werden, damit kein unberechtigter Zugriff von 
außerhalb stattfinden kann und evtl. der vorhandene Datenbestand gefährdet ist. 

 
Wenn das Modul getestet ist, müssen die technischen Voraussetzungen und die Realisierung 
geprüft werden. 
Der/die Stadtverordnete benötigt darüber hinaus einen Zugang zum Internet sowie 
entsprechende Kennwörter zur Authentifizierung. 

 
Vorbehaltlich des positiven Verlaufs des Pilotprojektes und der Bereitstellung entsprechender 
Haushaltsmittel zur technischen Realisierung kann die Einführung bei der Stadt Jülich 
voraussichtlich im nächsten Jahr erfolgen. 
Unabhängig davon sollen kurzfristig für alle Interessierten (auch Bürgerinnen und Bürger) 
zunächst die Einladungen und Niederschriften des öffentlichen Teils von Sitzungen im Internet 
zum Download als sog. “PDF-Datei” angeboten werden. 

 
2. Beschlussfassung über die Durchführung einer Einwohnerfragestunde in der nächsten Sitzung des 
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Stadtrates 
 (Vorlage 318/2001) 
 

Beschluss: 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

“Für die nächste Sitzung des Stadtrates am 06.09.2001 ist als Tagesordnungspunkt eine 
Einwohnerfragestunde vorzusehen.” 

 
3. 4. Satzung zur Änderung der Satzung über die Unterhaltung der Übergangsheime der Stadt 

Jülich 
 - Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 
 (Vorlage 320/2001) 
 
 Beschluss: 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

“Die am 10.05.2001 durch den Haupt- und Finanzausschuss (Vorlage 203/2001) gemäß § 60 
Abs. 1 Satz 1 der GO NW getroffene Dinglichkeitsentscheidung wird wie folgt genehmigt: 

 
“Die 4. Satzung zur Änderung der Satzung über die Unterhaltung von Übergangsheimen der 
Stadt Jülich wird wie folgt erlassen: 
 
Folgt Satzung im Wortlaut gemäß der dieser Niederschrift beigefügten Anlage 1!” 

 
4. Umstellung der Musikschulentgelte von DM auf EURO 
 (Vorlage 195/2001) 
 
 Beschluss: 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

“Im Zusammenhang mit der Umstellung von DM auf EURO am 01.01.2002 wird die 
Schulordnung der Musikschule in Ziffer 10.1 (Schulgeld) entsprechend der Anlage 2 dieser 
Sitzungsniederschrift geändert.” 

 
5. Entgeltordnung für das Stadtarchiv Jülich; 

hier: Umstellung auf EURO 
 (Vorlage 238/2001) 
 
 Beschluss: 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

“Die Entgeltordnung für das Stadtarchiv Jülich vom 15.12.1992 wird wie folgt geändert: 
 

1. In § 3 Satz 3 werden die Worte “des Stadtdirektors” ersetzt durch die Worte “des 
Bürgermeisters”. 

 2. § 6 lautet nunmehr: “Diese Entgeltordnung tritt am 01.01.2001 in Kraft”. 
 3. Der Tarif gemäß § 2 der Entgeltordnung wird gemäß der dieser Niederschrift beigefügten 
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Anlage 3 neu festgesetzt.” 
 
6. Entgeltordnung für die Volkshochschule der Stadt Jülich 
 (Vorlage 248/2001) 
 

Beschluss: 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

“Die Entgeltordnung für die Volkshochschule der Stadt Jülich wird wie folgt neu gefasst: 
 
 “Folgt Entgeltordung im Wortlaut gemäß Anlage 4 dieser Niederschrift!” 
 
7. Honorarordnung der Volkshochschule der Stadt Jülich 

(Vorlage 249/2001) 
 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
“Die Honorarordnung für die Volkshochschule der Stadt Jülich wird wie folgt neu gefasst: 

 
“Folgt Neufassung der Honorarordnung im Wortlaut gemäß Anlage 5 dieser Niederschrift!” 

 
8. 3. Satzung zur Änderung der Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Jülich 

(Vorlage 254/2001) 
 

Beschluss: 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

“Die 3. Satzung zur Änderung der Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Jülich wird wie folgt 
erlassen: 
“Folgt 3. Satzung zur Änderung der Verwaltungsgebührensatzung im Wortlaut gemäß Anlage 6 
dieser Niederschrift!” 

 
9. Allgemeine Tarifpreise für die Versorgung mit Gas der Stadtwerke Jülich 
 (Vorlage 292/2001) 
 

Beschluss: 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

“ Die Allgemeinen Tarifpreise für die Versorgung mit Gas der Stadtwerke Jülich werden ab 
01.07.2001 wie folgt festgesetzt: 

 
Grundpreistarif Arbeitspreis 75,1 Pf/cbm (= 6,59 Pf/kWh) 

     Grundpreis 13,35 DM/Monat  
 
 Kleinverbrauchstarif Arbeitspreis 125,2 Pf/cbm (= 10,98 Pf/kWh) 
     Meßpreis 2,20 DM/Monat 
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Die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) wird mit dem jeweiligen gesetzlichen Steuersatz (derzeit 16 
%) zusätzlich erhoben.” 

 
10. Feststellung des Jahresabschlusses der Stadtwerke  Jülich für das Wirtschaftsjahr 1999 
 (Vorlage 294/2001) 
 

Beschluss: 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

“Der Stadtrat beschließt wie folgt: 
 

1. Die Bilanz der Stadtwerke Jülich zum 31. Dezember 1999 wird auf der Aktivseite und auf 
der Passivseite mit den Endsummen von jeweils  
43.920.791,66 DM und 

 
 2. die Gewinn- und Verlustrechnung der Stadtwerke Jülich für das Wirtschaftsjahr 1999 wird 

mit dem Jahresgewinn in Höhe von 453.194,74 DM festgestellt. 
 

3. Der Jahresgewinn 1999 in Höhe von 453.194,74 DM ist an den Haushalt der Stadt Jülich 
abzuführen.” 

 
11. Feststellung des Jahresabschlusses der Stadtwerke Jülich für das Wirtschaftsjahr 2000 
 (Vorlage 295/2001) 
 
 Beschluss: 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

“Der Stadtrat beschließt wie folgt: 
 
 1. Die Bilanz der Stadtwerke Jülich zum 31. Dezember 2000 wird auf der Aktivseite und auf 

der Passivseite mit den Endsummen von jeweils 
47.144.485,51 DM und 

 
 2. de Gewinn- und Verlustrechnung der Stadtwerke Jülich für das Wirtschaftsjahr 2000 wird 

mit einem Jahresgewinn in Höhe von 775.364,46 DM festgestellt. 
 
 3. Der Jahresgewinn 2000 in Höhe von 775.364,46 DM ist an den Haushalt der Stadt Jülich 

abzuführen.” 
 
12. Bauleitplanung 
 
12.1 Überarbeitung des Solarbeschlusses 
 (Vorlage 165/2001) 
 
 Beschluss: 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 “a) Der Solarbeschluss vom 01.09.1988 wird aufgehoben. 
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 b) Solarbeschluss der Stadt Jülich 
 

 1. Bei geneigten Dachflächen wird je nach Baugebiet die Dachneigung zwischen 30 
und 45° festgesetzt. 

    2. Die Ausrichtung des Gebäudes auf dem Grundstück ist so vorzusehen, dass, sofern 
die Baugrenzen es zulassen, die größere Gebäudeaußenfläche nach Süden 
ausgerichtet ist und sie somit viel Strahlungsenergie der Sonne aufnehmen kann. 
Eine Abweichung von mehr als 45° zur Südausrichtung ist nicht zulässig. 

    3. Es ist ein Merkblatt zu erstellen, das jedem Bauwilligen (Grundstückskäufer, 
Bauantragsteller) rechtzeitig vorzulegen ist, in dem auf die Möglichkeit der passiven 
und aktiven Nutzung der Sonnenenergie hingewiesen wird. Dieses Informationsblatt 
wird fortlaufend aktualisiert. Es soll über folgende Themen informieren: 

 - kompakte Bauweise, Fensterflächen, besserer Wärmeschutz als WSV 
     - beispielhafte Darstellungen von Einsparungen durch verschiedene Maßnahmen 
     - vorsorgliches Bauen (z.B. technische Voraussetzungen für spätere Solaranlagen) 
     - Fassadenbegrünung, Dachbegrünung 
     - Regenwassernutzung 
     - Fördermöglichkeiten 
     - Literaturangaben 
     - Fragenkatalog des Bauherrn an den Architekten. 
  4. Windschutzpflanzungen in windexponierten Bereichen sind wünschenswert.” 
 
12.2 Bebauungsplan Broich Nr. 5 “Apfelblütenweg”, 1. vereinfachte Änderung 
 a) Aufstellungsbeschluss 
 b) Satzungsbeschluss 
 (Vorlage 229/2001) 
 
 Beschluss: 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 “a) Aufgrund der §§ 1, 2 und 13 des Baugesetzbuches (BauGB) wird ein Entwurf für die 1. 

vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Broich Nr. 5 “Apfelblütenweg” aufgestellt. 
Der Änderungsbereich ergibt sich aus dem Plan vom 14.04.2001. 
 Die Änderung beinhaltet eine Erweiterung der überbaubaren Fläche gartenseitig der 
Parzelle 381. 

 
 b) Aufgrund des § 10 BauGB wird die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Broich 

Nr. 5 “Apfelblütenweg” als Satzung beschlossen.” 
 
12.3 Vorhaben- und Erschließungsplan Selgersdorf Nr. 5 “Tivolibebauung”, 1. vereinfachte 

Änderung 
a) Aufstellungsbeschluss 

  b) Satzungsbeschluss 
 (Vorlage 241/2001) 
 
 Beschluss: 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 



 - 11 - 

 
 “a) Aufrgund der §§ 1,2 und 13 des Baugesetzbuches (BauGB) wird ein Entwurf für die 1.    

vereinfachte Änderung des Vorhaben- und Erschließungsplanes Selgersdorf Nr. 5          
 “Tivolibebauung” aufgestellt. 
 Der Änderungsbereich umfasst das gesamte Plangebiet. 
 Die Änderung beinhaltet eine neue textliche  Festsetzung unter Punk 2.4 - Lage, 
 Höhenlage und Höhe der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 2 BauGB und § 16 Abs. 3 
 und 4 BauNVO). 

 
 b)   Aufgrund des § 10 BauGB wird die 1. vereinfachte Änderung des Vorhaben- und      

Erschließungsplanes Selgersdorf Nr. 5 “Tivolibebauung” als Satzung beschlossen.” 
 
12.4 Bebauungsplan Nr. 95 “Am Ellbach”, 2. Änderung 
  a) Beschluss gemäß § 9 Abs. 1 c der Hauptsatzung 
  b) Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 BauGB 
  c) Beschluss über die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 (Vorlage 313/2001) 
 
 Beschluss: 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 a) Der Rat zieht die o.g. Angelegenheit gemäß § 9 Abs. 1 c der Hauptsatzung an sich. 
 
 b) Aufgrund der §§ 1, 2 und 3 des Baugesetzbuches (BauGB) wird die 2. Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. 95 “Am Ellbach” aufgestellt. Der Änderungsbereich ist dem 
Bereichsgrenzenplan vom 14.04.2001 zu entnehmen. 
Die Änderung hat folgenden Inhalt: 

  1. Verschiebung der vorderen und der hinteren Baugrenze um 3 m in nördlicher . 
   Richtung  
  2. Aufhebung der Firstrichtung (textliche Festsetzung Punkt 3.1.4 - Firstrichtung) 

Da die Grundzüge der Planung nicht betroffen werden, wird auf die vorgezogene 
Bürgerbeteiligung verzichtet. 

 
 c) Die Änderung wird auf die Dauer eines Monats gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 

ausgelegt.” 
 
13. Über- und außerplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln 
 
13.1 Außerplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die Finanzierung der 

Lärmschutzmaßnahmen im Bereich des Zentralen Omnibusbahnhofes 
  - Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung - 
 (Vorlage 321/2001) 
 
 Beschluss: 
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

“Die am 10.05.2001 durch den Haupt- und Finanzausschuss (Vorlagen-Nr. 231/2001) gemäß 
§ 60 Abs. 1 Satz 1 der GO NW getroffene Dringlichkeitsentscheidung wird wie folgt genehmigt: 
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“Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt für die Finanzierung der Lärmschutzmaßnahmen im 
Bereich des Zentralen Omnibusbahnhofes die außerplanmäßige Bereitstellung von 60.000,-- 
DM bei der Haushaltsstelle 2.6300.95041 - Entwurfsplanung- und Ausführung Bereich Bushof. 
Die Deckung erfolgt aus Haushaltsstelle 6300.9400.3 - Sanierung Innenstadt.” 

 
13.2 Außerplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln für den Kauf einer Raum-Tainer-Anlage 
 (Vorlage 289/2001) 
 
 Beschluss: 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

“Für den Kauf einer Raum-Tainer-Anlage werden außerplanmäßig Mittel in Höhe von 21.112,-
- DM bereitgestellt. Die Deckung erfolgt aus der Haushaltsstelle 2.7000.93507 - Beschaffung 
Kontrollfahrzeug. 

 
13.3 Einrichtung einer Haushaltsstelle für die Rückerstattung von Bundes- und Landeszuschüssen 
 (Vorlage 300/2001) 
 
 Beschluss:  
 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

“Für die Rückzahlung von Bundes- und Landeszuweisungen zu den Ausbaukosten der Straße 
“An der Vogelstange” werden bei der Haushaltsstelle 
  
2.6300.98000 - Rückzahlung Bundeszuweisung “An der Vogelstange” -108.250 DM 
2.6300.98101 - Rückzahlung Landeszuweisung “An der Vogelstange” -    7.236 DM 

 
  außerplanmäßig bereitgestellt. Dei Deckung erfolgt durch eine Mehreinnahme bei                      
  HHSt. 2.6300.36100 - Landeszuschuss ZOB.” 
 
14.  Stellungnahme zum Entwurf des Rettungsbedarfsplanes des Kreises Düren 
  (Vorlage 302/2001) 
 
  Beschluss: 
  Abstimmungsergebnis: einstimmig 
    
  “Zum Entwurf des Rettungsbedarfsplanes 2000 des Kreises Düren wird wie folgt   
 Stellung genommen 
    
 1.  Die Trägerschaft der Stadt Jülich für die Rettungswache Jülich und               
   Rettungsnebenwache Linnich wird auch zukünftig übernommen, soweit eine   
   Kostendeckung erreicht werden kann. 
 2.  Der nachfolgenden Stellungnahme zum Entwurf des Rettungsbedarfsplanes 2000    
   wird zugestimmt: 
            

 Zu Ziffer 6 - Autobahnrettungsdienst 
    Autobahn A 44 Lüttich - Aachen - Mönchengladbach sowie 
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    Autobahn A 61 Mönchengladbach - Jackerath – Bergheim 
    Es wird angeregt, die Zuständigkeit der Rettungswache Erkelenz für das AK   
    Jackerath - AS Jüchen-Otzerath sowie die Zuständigkeit der Rettungswache   
    Bergheim für das AK Jackerath - AS Bergheim aufgrund der schnelleren   
    Erreichbarkeit auf den Wachbereich Jülich zu übertragen. 
 
    Zu Ziffer 7 – Notarztwesen 
    Gem. § 2 (1) RettG zählt die Beförderung von erstversorgten Notfallpatienten   
    zwecks weiterer Diagnosen nunmehr ebenfalls zu den Aufgaben des   
    Rettungsdienstes. Hierzu ist die Gestellung zusätzlicher Notärzte erforderlich.   
    Um Missverständnisse zu vermeiden, sollte der im Entwurf aufgeführte Begriff   
    “... längere Zeit nicht zur Verfügung ...” durch “... nicht zur Verfügung ...” ersetzt   
    werden. 
 

 Zu Ziffer 10 - Qualitätsanforderungen 
    Lehrrettungsassistenten 
    Der Entwurf legt fest, dass für jede Rettungswache bzw. Wachbereich mindestens 
    ein Lehrrettungsassistent als Verantwortlicher für die Aus- und Fortbildung   
    vorzuhalten ist. Es wird vorgeschlagen, die Anzahl pro Rettungswache auf einen   
    Lehrrettungsassistenten zu beschränken. 
 

   MPG - Beauftragter / Sicherheitsbeauftragter für Arbeitsschutz 
   Des weiteren wird angestrebt, pro Wache (Ausnahme Wachnebenstellen) einen   
   MPG-Beauftragten (Medizin-Produkte-Gesetz) sowie einen   
   Sicherheitsbeauftragten für Arbeitsschutz benennen. 
    

Zu Position F, Ziffer 1 - Darstellung der Überprüfung - 
ÄnderungenRettungswachbereich Jülich 
Die grenzwertigen Angaben der Hilfsfristen in Bezug auf die Orte Aldenhoven-
Siersdorf, Titz-Rödingen und Titz-Opherten werden von den beauftragten 
Hilfsorganisationen nicht bestätigt. Demnach erreicht das erste Rettungsmittel innerhalb 
von 12 Minuten den Einsatzort. 
    
Aufgrund der Einhaltung der Hilfsfristen, insbesondere im Bereich der Ortschaft 
Aldenhoven-Siersdorf, wird die Übertragung der Zuständigkeit auf den Kreis Aachen 
abgelehnt. 
 
Darüber hinaus wird eine Überprüfung angeregt, inwieweit der Einsatzbereich der 
Rettungswache Jülich auf die Ortschaften Pier und Pommerich aus der Gemeinde Inden 
ausgeweitet werden kann, da diese Orte von Jülich aus besser erreichbar sind. Das 
gleiche gilt in der Gemeinde Niederzier für die Ortschaften Selhausen, Berg, Niederzier. 
Die Zuständigkeit der Stadt Jülich gewährleistet eine höhere Auslastung der 
Rettungsmittel und damit eine wirtschaftlichere Aufgabenerfüllung. 

 
    Rettungswache Linnich 
    Der Entwurf sieht den Optimierungsbedarf beim Notarztwesen im Bereich   
    Linnich vor. Geplant ist, den Notarzt künftig im Rendezvous-System (NEF und   
    RTW) zur Einsatzstelle zu bringen. Die wesentlich flexiblere Einsatzmöglichkeit   
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    der voneinander getrennten Rettungsmittel NEF und RTW ist unzweifelhaft   
    gegeben. Zum einen kann beim Rendevous-System der Linnicher Notarzt als 2.   
    Notarzt im Bedarfsfall in Jülich mit seinem eigenen Transportmittel zum Einsatz   
    kommen, wobei gleichzeitig die rettungsdienstliche Versorgung der Linnicher   
    Bevölkerung mit einem RTW sichergestellt ist. Außerdem ist es möglich, mit   
    einem separaten RTW in Linnich Verlegungs- und Konsiliarfahrten (z.B. vom   
    Krankenhaus Linnich ins Klinikum) zu organisieren, ohne dass das   
    Tranportmittel für den Notarzt (NEF) blockiert wird. 
     
    Die durchaus flexibleren Einsatzmöglichkeiten von NEF und RTW mit diesem   
    System stehen jedoch in keinem Verhältnis zu den entstehenden Kosten,   
    insbesondere zusätzlicher Personalkosten für die 24-stündige Besetzung des NEF 
    mit einem Fahrer. Eine mögliche Ausweitung über die Kreisgrenze hinaus   
    (Kreise Aachen und Heinsberg) zur Erhöhung der Einsatzfrequenz und   
    Finanzierung des Einsatzsystems wurde bislang nicht mit konkreten   
    Einsatzzahlen belegt. Aus diesem Grund wird angenommen, dass die Einführung   
    des Rendevous-Systems aus wirtschaftlichen Gründe nicht tragbar ist. 
    Die notärztliche Versorgung der Linicher Bevölkerung ist derzeit bis zu 100 %   
    sichergestellt, sodass die Einführung des Rendevous-Systems und somit eine   
    Änderung des bisherigen Systems aus hiesiger Sicht nicht sinnvoll ist.” 

 
             15.    Entwicklung eines TUI-Konzeptes für die Stadt Jülich im Rahmen der 

verbandsweiten Zusammenarbeit mit der KDVZ Rhein-Erft-Rur; 
hier: Überplanmäßige Bereitstellung von Haushaltsmitteln 

    (Vorlage 275/2001) 
 

   Beschluss: 
    Abstimmungsergebnis: einstimmig 
     

“Zur Erstellung eines generellen, standardisierten, verbandseinheitlichen und eines 
individuellen, lokalen TUI-Konzeptes für die Stadt Jülich (Technikunterstützte 
Informationsverarbeitung) im Rahmen der verbandsweiten Zusammenarbeit mit der 
KDVZ Rhein-Erft-Rur werden bei der Haushaltsstelle 1.0210.63000 “Externe 
Untersuchungen und Beratungen” überplanmäßig Haushaltsmittel in der maximalen 
Höhe von 27.840,-- DM (je nach Beraterleistung durch die externe Firma) zur 
Verfügung gestellt. Die Deckung erfolgt aus Mehreinnahmen bei Haushaltsstelle 
1.9000.09100 -  Ausgleichszahlung Familienlastenausgleich.” 

 
16.    Entwicklungsmaßnahme Königskamp II 
         - Sachstand Vermarktung und Sachstand Einnahme-/Kostenentwicklung - 
    (Vorlage 305/2001) 
 
    Stadtverordneter Gunia führt aus, dass man seitens der CDU- und F.D.P.-Fraktion 
    wegen der bisherigen schleppenden Vermarktung beantragen werde, den 3.   
    Bauabschnitt Königskamp sowie den Bereich “Lindenallee” gemeinsam als   
    Mischgebiet auszuweisen. Hierdurch verspreche man sich höhere   
    Vermarktungschancen. 
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 Aufgrund von Fragen verschiedener Ratsmitglieder erläutert der Bürgermeister die 
bisherigen Bemühungen auch unter Einschaltung Externer zur zügigen Vermarktung der 
Gewerbeflächen und weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass der weitaus größere 
Teil aufgrund von Verhandlungen durch die Verwaltung veräußert worden sei. 
Insgesamt sei festzuhalten, dass es unter den bisherigen Rahmenbedingungen schwierig 
gewesen sei, Gewerbeflächen im zufriedenstellenden Maße zu veräußern. 

 
   Beschluss: 

    Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

   “Der Bericht wird zustimmend zur Kenntnis genommen.” 
 
17.    Verbraucherausstellung “Jülich live 2001"; 
               hier: Schirmherrschaft 
    (Vorlage 315/2001) 
 

   Beschluss: 
    Abstimmungsergebnis: einstimmig 
     
    “Die Stadt Jülich trägt die Schirmherrschaft für die Verbraucherausstellung   
    “Jülich live 2001" dem Landrat des Kreises Düren, Herrn Wolfgang Spelthahn,   
    an.” 
 
17a.    Stellenausschreibung für die Feuerwache Jülich 
    (Vorlage 344/2001) 
     
    In einer intensiven Aussprache wird die Verwaltung gebeten, nochmals vor der   
    Ausschreibung eingehend zu prüfen, ob die Beschlussempfehlung des   
    Bürgermeisters rechtlich haltbar ist. 

   Der Bürgermeister sagt eine solche Prüfung zu. 
 

   Beschluss: 
    Abstimmungsergebnis: 41 Ja-Stimmen, 1 Enthaltung 
    “Der Stadtrat entscheidet nach § 69 Abs. 6 Landespersonalvertretungsgesetz NW 
    über die Ausschreibung der Stelle für die Feuerwache Jülich vorbehaltlich einer   
    nochmaligen rechtlichen Prüfung wie folgt: 
 
    “Die Stelle wird intern ausgeschrieben, wobei auch den Mitgliedern der   
    Freiwilligen Feuerwehr Jülich die Möglichkeit gegeben wird, sich zu bewerben.” 

 
17b.    Änderung der Rechtsform des Eigenbetriebes “Stadtwerke Jülich”; 

   hier: Beratung des Gesellschaftsvertrages und Wahl der Mitglieder des  
   Aufsichtsrates der Stadtwerke Jülich GmbH 

    (Vorlage 198/2001) 
     

Stadtverordneter Meyer vermisst im Gesellschaftsvertrag eine klare Regelung, nach 
welcher sachkundige Bürger als Mitglied des Aufsichtsrats gewählt werden dürfen. 
Insoweit beantrage er, eine entsprechende Regelung einzusetzen. 
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Stadtverordneter Capellmann erklärt, dass dies gewährleistet sei und es hierzu keiner 
Änderung des Gesellschaftsvertrages bedürfe. 
In diesem Zusammenhang regt Bürgermeister Stommel an, § 7 Abs. 3 insoweit zu 
ergänzen, dass in Satz 1 neben dem Stadtrat ebenfalls die Ratsausschüsse aufgeführt 
werden. 
 
Stadtverordneter Köhne beantragt, § 7 Abs. 1 insoweit zu ändern, dass der 
Aufsichtsrat auf 12 Mitglieder erweitert wird, wobei der neu zu installierende 
Betriebsrat einen Sitz mit Stimmrecht erhalten soll. 
Ansonsten bitte er um getrennte Abstimmung zu den einzelnen Antragspunkten der 
CDU- und F.D.P.-Stadtratsfraktionen, welche zwischenzeitlich schriftlich gestellt 
worden seien. 
Stadtverordneter Gunia bittet für die CDU- und F.D.P.-Stadtratsfraktionen um eine 
kurze Sitzungsunterbrechung. 

 
   Die Sitzungsunterbrechung dauert von 17.00 Uhr - 17.15 Uhr. 
    

Nach Wiedereröffnung der Sitzung stellt der Bürgermeister den Verwaltungsvorschlag 
zum Gesellschaftsvertrag zur Abstimmung. Dieser Vertragsentwurf wird mit 24 Nein-
Stimmen bei 18 Ja-Stimmen abgelehnt. 
Der Antrag des Stadtverordneten Köhne für die SPD-Stadtratsfraktion, den 
Aufsichtsrat gemäß § 7 Abs. 1 des Vertrages um 1 Mitglied auf 12 Mitglieder zu 
erhöhen und dem neu zu installierenden Betriebsrat einen Sitz mit Stimmrecht zu geben, 
wird mit 25 Nein-Stimmen bei 17 Ja-Stimmen abgelehnt. 
    

   Auf Antrag der CDU- und F.D.P.-Stadtratsfraktionen erhält § 7 Abs. 1 mit 38 Ja-
   Stimmen bei 2 Nein-Stimmen und 2 Stimmenthaltungen folgende Fassung: 

 
    “(1)  Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat, der aus 11 Mitgliedern besteht. 

  Er setzt sich zusammen aus: 
      a)     dem jeweiligen Bürgermeister der Stadt Jülich, 

     b)      10 Mitgliedern, die vom Rat der Stadt Jülich entsandt werden, sowie 
10 persönlichen Vertretern, die im Verhinderungsfall an den 
Aufsichtsratssitzungen teilnehmen. Die Vertreter haben Stimmrecht.” 
 

Anschließend spricht sich der Stadtrat ohne Gegenstimme dafür aus, die Mitgliederzahl 
des Aufsichtsrates doch auf 12 zu erhöhen, wobei der oder die Betriebsratsvorsitzende 
einen Sitz im Aufsichtsrat mit Rede- und Antragsrecht, jedoch ohne  Stimmrecht erhalten 
soll. 
 
Der Antrag der CDU- und F.D.P.-Stadtratsfraktionen, im § 6 des Vertragsentwurfs die 
Worte “einen Geschäftsführer” durch die Worte “einen oder mehrere Geschäftsführer” 
zu ersetzen, wird mit 25 Ja-Stimmen bei 17 Nein-Stimmen angenommen. 
 
Einstimmig wird auf Antrag der CDU- und F.D.P.-Stadtratsfraktionen § 7 Abs. 6 wie 
folgt neugefasst: 
 
“Die Aufsichtsratsmitglieder können eine Vergütung erhalten, deren Höhe von der 
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Gesellschafterversammlung festgesetzt wird.” 
 
Auf Antrag der CDU- und F.D.P.-Stadtratsfraktionen spricht sich der Stadtrat mit 26 
Ja-Stimmen bei 16 Nein-Stimmen für folgende Fassung des § 8 Abs. 1 aus: 
 
“Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden des Aufsichtsrates und seinen 
Stellvertreter.” 

 
 Auf Vorschlag des Bürgermeisters wird § 7 Abs. 3 Satz 1 wie folgt einstimmig gefasst: 
 
“Gehört ein vom Stadtrat der Stadt Jülich entsandtes Aufsichtsratsmitglied dem Stadtrat 
oder einem Ratsausschuss an, so endet sein Amt mit dem Ausscheiden aus dem Stadtrat 
bzw. aus dem Ratsausschuss.” 

 
    Weiterhin beschließt der Stadtrat auf Vorschlag des Bürgermeisters einstimmig, §  
    10 Abs. 2 wie folgt zu fassen: 
     
    “Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung hat der/die   
    Bürgermeister/Bürgermeisterin.” 
     
    Hinsichtlich der Besetzung des Aufsichtsrates beantragt Stadtverordnete Talarek,   
    einen Vertreter der Stadtratsfraktion “Bündnis 90/Die Grünen” in den   
    Aufsichtsrat zu entsenden und auf eine Besetzung nach dem d`Hondtschen   
    Höchstzahlenverfahren zu verzichten. 

   Dieser Antrag findet keine Mehrheit. 
 

Seitens der Verwaltung wird erläutert, dass für den Fall, dass sich die Ratsmitglieder zur 
Besetzung der Aufsichtsratssitze auf einen einheitlichen Wahlvorschlag geeinigt haben, 
der einstimmige Beschluss der Ratsmitglieder über die Annahme dieses 
Wahlvorschlages ausreichend ist. Kommt ein einheitlicher Wahlvorschlag nicht 
zustande, so ist nach den Grundsätzen der Verhältniswahl in einem Wahlgang 
abzustimmen, also das d`Hondtsche Wahlverfahren durchzuführen.  

 
   Auf Aufforderung des Bürgermeisters werden folgende Wahlvorschläge   
   vorgebracht: 

 
   Stadtverordneter Gunia für die CDU- und F.D.P.-Stadtratsfraktionen: 

    Vertreter:                                persönliche Verhinderungsvertreter: 
    Stadtverordneter Capellmann, Peter  Stadtverordneter Dr. Beck, Friedhelm 
    Stadtverordneter Friedrich, Egbert            Stadtverordnete Esser-Faber, Margarete 
    Stadtverordneter Kieven, Hubert       Stadtverordneter Gussen, Erich 
    Stadtverordneter Lohn, Helmut                 Stadtverordneter Steufmehl, Helmut 
    Stadtverordneter Riesen, Karl Heinz         Stadtverordneter Hövelmann, Jens 
    Stadtverordneter Beginn, Arnold               Stadtverordnete Fink, Ulrike 
 
    Stadtverordneter Köhne für die SPD-Stadtratsfraktion: 
    Vertreter:                            persönliche Verhinderungsvertreter: 
    Stadtverordneter Marquardt, Martin         Stadtverordneter Müller, Heinrich 
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    Stadtverordneter Pelzer, Klaus                Stadtverordneter Anhalt, Wolfgang 
    Stadtverordneter Fitting, Hans-Willi         Stadtverordneter Granderath, Bernd 

  Sachkundiger Bürger Garding, Harald      Stadtverordnete Borowski, Helma 
 

 Weiterhin wird von Stadtverordneten Köhne vorgeschlagen, der Stadtratsfraktion  
 Bündnis 90/Die Grünen einen Sitz im Aufsichtsrat ohne  Stimmrecht zu geben. 
     

  Der Bürgermeister weist darauf hin, dass er aufgrund der Bestimmungen der   
  GO.NW nicht berechtigt ist, an der Wahl der Aufsichtsratsmitglieder   
  teilzunehmen. 
     

Anschließend lässt der Bürgermeister über diese Wahlvorschläge abstimmen, um 
festzustellen, ob insoweit ein einheitlicher Wahlvorschlag, d.h. ohne  Gegenstimme, 
vorliegt. 
     

    Die Abstimmung ergibt, dass sich 2 Stadtverordnete gegen diese Wahlvorschläge  
    aussprechen und somit ein einheitlicher Wahlvorschlag nicht zustandegekommen   
    ist. 
 

   In der anschließenden Verhältniswahl werden für den Wahlvorschlag der CDU-   
   und F.D.P.-Stadtratsfraktionen 24 Stimmen und für den Wahlvorschlag der SPD- 
   Stadtratsfraktion 15 Stimmen abgegeben.  
 

 Aufgrund des d´Hondtschen Wahlverfahrens entfallen auf den Wahlvorschlag der 
 CDU- und F.D.P.-Stadtratsfraktionen 6 Sitze und auf den Vorschlag der SPD-
 Stadtratsfraktion 4 Sitze. 
 

 Anschließend stellt der Bürgermeister fest, dass folgende Mitglieder dem Aufsichtsrat 
der Stadtwerke Jülich GmbH angehören: 

 
    Vertreter:             persönliche Verhinderungsvertreter: 

   Stadtverordneter Capellmann, Peter         Stadtverordneter Dr. Beck, Friedhelm 
            Stadtverordneter Friedrich, Egbert             Stadtverordnete Esser-Faber, Margarete 

    Stadtverordneter Kieven, Hubert               Stadtverordneter Gussen, Erich 
    Stadtverordneter Lohn, Helmut                  Stadtverordneter Steufmehl, Helmut 
    Stadtverordneter Riesen, Karl Heinz        Stadtverordneter Hövelmann, Jens 
    Stadtverordneter Beginn, Arnold        Stadtverordnete Fink, Ulrike 
 
    Vertreter:                                                  persönliche Verhinderungsvertreter: 
    Stadtverordneter Marquardt, Martin            Stadtverordneter Müller, Heinrich 
    Stadtverordneter Pelzer, Klaus                    Stadtverordneter Anhalt, Wolfgang 
    Stadtverordneter Fitting, Hans-Willi            Stadtverordneter Granderath, Bernd 
    Sachkundiger Bürger Garding, Harald         Stadtverordnete Borowski, Helma 
 
 
 Hinweis:  Der Gesamtbeschluss zum Gesellschaftsvertrag auf der Grundlage des von der 

Verwaltung vorgelegten Entwurfs unter Berücksichtigung der beschlossenen 
Änderungen erfolgte zu Beginn der nichtöffentlichen Sitzung bei 3 
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Gegenstimmen, wobei die Öffentlichkeit für diese Beschlussfassung vom 
Bürgermeister wieder hergestellt wurde. Die beschlossene Fassung ist als 
Anlage 7 dieser Niederschrift beigefügt. 

 
 
 Der Bürgermeister schließt um 17.30 Uhr den öffentlichen Teil der Sitzung. 
 
 
 Dieser Niederschrift sind als Anlagen beigefügt: 
 
 1. 4. Satzung zur Änderung der Satzung über die Unterhaltung der Übergangsheime der Stadt 

Jülich (TOP 3) 
 
 2. Änderung der Musikschulentgelte (TOP 4) 
 
 3. Entgeltordnung für das Stadtarchiv Jülich (TOP 5) 
 
 4. Entgeltordnung für die Volkshochschule der Stadt Jülich (TOP 6) 
 
 5. Honorarordnung für die Volkshochschule der Stadt Jülich (TOP 7) 
 
 6. 3. Satzung zur Änderung der Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Jülich (TOP 8) 
 
 7. Gesellschaftsvertrag der Stadtwerke Jülich GmbH (TOP 17b) 






























































